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Sehr geehrte Damen und Herren, 

unerträglich lange benötigt die derzeitige Regierung für die im Koalitionsvertrag genannte 
Änderung des Heizungsgesetzes. Nun liegen zumindest erste Details vor, wenn auch nur in einem 
Eckpunktepapier. Angeblich soll ein Gesetz jedoch schon im Juli in Kraft treten, das jedoch erst 
noch durch den Bundestag muss. Öl- und Gasheizungen sollen demnach weiterhin eingebaut 
werden dürfen. Die Regelung, dass jede neu eingebaute Heizung mit 65 % erneuerbaren Energien 
versorgt sein muss, soll ebenfalls entfallen. 

Kontinuität ist ein entscheidendes Qualitätskriterium, geht es doch mit erheblicher Erfahrung 
einher. Aus diesem Grund wollen wir Ihnen in den kommenden Rundbriefen auch unsere 
langgedienten Kolleg/innen vorstellen. 

In den Urteilen zum Wohnungseigentums- und Mietrecht dürfen wir Ihnen diesmal vor allem eine 
bahnbrechende Entscheidung des Bundesgerichtshofs zum Thema Vergleichsangebote zur Lektüre 
empfehlen. 

I. Robert Myja  

Bereits seit 27 Jahren hält uns unser Herr Myja die Treue. Als Objektbetreuer vieler Wohnanlagen 
und Leiter vieler Eigentümerversammlungen ist er etlichen Eigentümer/innen sicherlich schon gut 
bekannt. Bei Anrufen für ihn ist es oft spannend herauszufinden, dass er gemeint ist. Von „Kann 
ich mal Herrn Maier sprechen“ über „Herrn Müller“ bis zu „Bitte den Herrn Mühe“ hatten wir schon 
alle Fallgestaltungen. Daher der Tipp: Die richtige Aussprache ist [Mühja]. 

Als er damals in unser Unternehmen eintrat, hieß die 
Berufungsbezeichnung noch „Kaufmann der Grundstücks- und 
Wohnungswirtschaft“, nun bekannt als Immobilienkaufmann. In 
diesen fast drei Jahrzehnten hat der zertifizierte Verwalter nicht 
nur enorm viel Erfahrung gesammelt, sondern auch Einiges an 
Änderungen mitbekommen, weswegen unsere ständige 
Fortbildung auch sehr wichtig ist. Zum Jahrtausendwechsel die 
weltweite Befürchtung, ob der sogenannte Millennium-Bug die 
gesamte EDV zum Absturz bringen wird, weil viele EDV-
Systeme Jahre nur zweistellig kannten und „00“ daher als 1900 
interpretierten. Hier kamen uns die profunden EDV-Kenntnisse 
von Herrn Myja sehr zugute. 2000 dann auch noch die 
sogenannte Zitterbeschluss-Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 20.09.2000, die das gesamte 

Wohnungseigentumsrecht auf den Kopf stellte. Beschlüsse, die bis dahin ganz normal gefasst 
werden konnten, waren nun zu hinterfragen. Aber auch diese Hürde meisterte Herr Myja, wie auch 
die weiteren wesentlichen Änderungen im Wohnungseigentumsgesetz in den Jahren 2007 und vor 
allem 2020. Herr Myja ist auch ein ausgewiesener Experte, was Abrechnungen, vor allem 
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Heizkostenabrechnungen angeht. Aber nicht nur mit der rein kaufmännischen Tätigkeit ist er 
erfahren, auch in technischen Dingen weiß er stets Rat, egal ob es um einen Aufzug, eine 
Lüftungsanlage oder die Heizung geht. Sein umfangreiches Fachwissen reichte er auch gerne und 
erfolgreich an zahlreiche unserer Auszubildenden weiter. 

II. Wohnungseigentumsrecht 

 Keine 3 Vergleichsangebote mehr 

In den vergangenen Jahren gab es viele untergerichtliche Urteile, die bei Auftragsvergaben 
sklavisch drei Vergleichsangebote forderten, unabhängig von der Höhe des Auftragsvolumens. 
Man fühlte sich schon an die britische Komikertruppe Monty Python erinnert, die in dem Film 
„Die Ritter der Kokosnuss“ forderten: „Dann sollst du bis drei zählen, nicht mehr und nicht 
weniger. Drei soll die Zahl sein, die du zählst, und die Zahl des Zählens soll drei sein. Vier sollst 
du nicht zählen, noch zwei, es sei denn, du fährst dann mit drei fort.“ 

Die Immobilienwirtschaft kritisierte diesen Ansatz schon lange. Gerade in Zeiten von 
Fachkräftemangel, Insolvenzen und extremer Arbeitsüberlastung bei Handwerksbetrieben ist es 
wirklichkeitsfremd zu erwarten, dass Handwerker viel Zeit investieren um Angebote zu 
schreiben, die dann vielleicht gar nicht beauftragt werden. Wir haben auch schon die Erfahrung 
gemacht, dass Unternehmen für die Angebotserstellung Gebühren verlangten oder von der 
Gemeinschaft erst einmal einen verbindlichen Grundsatzbeschluss forderten, dass die 
Maßnahme überhaupt ausgeführt wird, bevor sie ein Angebot abgeben. 

Endlich hat nun der Bundesgerichtshof auch in dieser Hinsicht gesunden Menschenverstand 
bewiesen und die Faustregel, dass drei Vergleichsangebote einzuholen wären, auch in Bezug auf 
Angebote von Handwerkern gekippt. Schon in der Vergangenheit hatte der Bundesgerichtshof 
bei Rechtsanwälten und Sachverständigen judiziert, dass Vergleichsangebote nicht erforderlich 
sind. Das entsprechende Urteil dazu finden Sie weiter unten. 

Aufgrund der erheblichen Relevanz für die tägliche Verwalterpraxis wollen wir Ihnen im 
Folgenden die wesentlichen Gründe des Urteils detailliert, zum Teil im direkten Wortlaut 
wiedergeben. 

Man darf nach Ansicht des Bundesgerichtshofs hier auf gar keinen Fall pauschalisieren oder eine 
schematische Betrachtungsweise anwenden. Auch ist nicht entscheidend, ob eine Bagatellgrenze 
eingehalten wird. Entscheidend ist vielmehr nur, ob den Eigentümern für den Beschluss eine 
hinreichende Tatsachengrundlage vorlag, was auf verschiedene Weisen gesichert sein kann. 

Dem Gesetz lässt sich keine Vorgabe entnehmen, dass bei Überschreitung einer Bagatellgrenze 
stets Vergleichsangebote einzuholen wären. Schon der Verwalter wird laut Bundesgerichtshof 
das Angebot auf Eignung und Wirtschaftlichkeit prüfen. Auch die Wohnungseigentümer selbst 
können häufig eigenständig beurteilen, ob ihnen die geplante Maßnahme den angebotenen Preis 
wert ist. Es ist auch zu bedenken, dass gerade bei kleineren Aufträgen der Aufwand für die 
Einholung von Vergleichsangeboten außer Verhältnis steht. 

Gerade auch wenn Sonderfachleute wie Planer eingeschaltet sind, kann deren Empfehlungen 
vertraut werden. So zum Beispiel auch deren Einschätzung, dass die angefragten Handwerker 
erfahrungsgemäß reibungslos zusammenarbeiten. Ein vernünftig und wirtschaftlich denkender 
Eigentümer verfügt daher auch ohne drei Vergleichsangebote über die für seine Entscheidung 
erforderlichen Informationen.  
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Gerade auch bei dringlichen Maßnahmen würde das Einholen weiterer Angebote zu nicht 
vertretbaren Verzögerungen führen.  

Außerdem weist der Bundesgerichtshof auf die Kostensteigerungen hin, wenn Maßnahmen 
später ausgeführt werden, weil das Einholen von weiteren Angeboten Zeit gekostet hat. 

Gegen die Einholung mehrerer Vergleichsangebote kann zudem die mangelnde Verfügbarkeit 
von Handwerkern sprechen, die bereit und in der Lage sind, den Auftrag zeitnah auszuführen. 
Insoweit muss auch berücksichtigt werden, dass in der Regel nur solche Handwerker in Betracht 
kommen, die über eine gewisse Ortsnähe verfügen. Eine überregionale oder gar bundesweite 
Suche nach geeigneten Handwerkern ist grundsätzlich nicht erforderlich. 

Auch der Umstand, dass der einzige Anbieter schon in der Vergangenheit zur Zufriedenheit der 
Wohnungseigentümer tätig war („bekannt und bewährt“), kann es rechtfertigen, von der 
Einholung weiterer Angebote bzw. zusätzlicher Informationen abzusehen. 

Vergleichsangebote ermöglichen zudem in erster Linie einen Preis-, aber keinen 
Qualitätsvergleich. Der Preis allein ist bei der Auswahl eines Handwerkers nicht der einzige und 
häufig auch nicht der wichtigste Gesichtspunkt. Es kann vielmehr auch triftige Gründe dafür 
geben, einen teureren Anbieter zu beauftragen, wie der Bundesgerichtshof schon mit Urteil vom 
20. November 2015 - V ZR 284/14 entschieden hatte. Für einen vernünftig und wirtschaftlich 
denkenden Eigentümer ist neben dem Preis entscheidend, ob zu erwarten ist, dass der 
Auftragnehmer die ihm aufgegebenen Arbeiten sorgfältig und zügig ausführt, dass er den 
verabredeten Zeitplan einhält und qualifiziertes Personal zur Verfügung stellt und dass er 
etwaigen Beanstandungen, so sie denn vorkommen, zeitnah nachgeht und diese vollständig 
behebt. All diese Punkte können die Eigentümer besser einschätzen, wenn sie ein Unternehmen 
beauftragen, mit dem sie in der Vergangenheit bereits positive Erfahrungen gemacht haben. Hat 
ein Auftragnehmer in dieser Hinsicht bereits seit längerem die Anforderungen der Eigentümer 
erfüllt, spricht vieles dafür, dass sich solche Erfahrungen auch bei weiteren Aufträgen 
wiederholen werden. Anders als bei einer Entscheidung zwischen gänzlich unbekannten 
Anbietern, die lediglich „nach Papierlage“ getroffen werden kann, können die Eigentümer in 
diesen Fällen auf ihr Erfahrungswissen zurückgreifen. Dies kann als alleinige 
Entscheidungsgrundlage ausreichend sein. 

Haben die Wohnungseigentümer einmal ein Unternehmen gefunden, das - ihren Vorstellungen 
entsprechend - zügig, fachgerecht und zugleich wirtschaftlich arbeitet, haben sie auch ein 
berechtigtes Interesse daran, einen solchen Vertragspartner zu halten und die 
Geschäftsbeziehung dauerhaft zu festigen. Sie mögen sich hiervon - über den einzelnen Auftrag 
hinaus - auch andere Vorteile in der Zukunft versprechen, wie z.B. die schnellere Ausführung 
von Arbeiten, die Durchführung von Kleinreparaturen und Wartungen oder ähnliches. Je nach 
Komplexität der beabsichtigten Maßnahme können sich weitere Vorteile daraus ergeben, dass 
der Auftragnehmer, der in der Vergangenheit bereits für die WEG tätig war, die örtlichen und 
technischen Gegebenheiten der Anlage schon kennt und sich nicht erst einarbeiten muss. Auch 
dies spart Zeit und Geld.  

BGH, Urteil v. 27.03.2026, V ZR 7/25 

 Bauliche Veränderung auch ohne Substanzeingriff 

Ganze Bücher füllen die Diskussionen unter Juristen, ob für eine bauliche Veränderung auch ein 
Eingriff in die Bausubstanz erforderlich ist, oder ob auch schon ein bloßes Aufstellen darunter 
fällt. Der Bundesgerichtshof hat dies nun für die Rechtslage unter dem neuen 
Wohnungseigentumsgesetz 2020 geklärt. 
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Eine bauliche Veränderung setzt nicht zwingend einen Substanzeingriff voraus, sondern kann 
auch bei einer sonstigen auf Dauer angelegten Maßnahme gegeben sein, die das optische 
Erscheinungsbild der Wohnanlage wesentlich verändert. 

Unter „Veränderung“ versteht der Bundesgerichtshof eine dauernde, nicht nur eine 
vorübergehende Änderung. Ein Sonnenschirm fällt also nicht darunter, eine lose auf dem Balkon 
aufgestellte Solaranlage dagegen schon. 

BGH, Urteil v. 18.07.2025, V ZR 29/24 in NZM 2025, 924 

 Keine Alternativangebote bei Anwälten oder Gutachtern nötig 

Auch wenn die Kosten für Anwälte und Gutachter regelmäßig deutlich höher sind als von 
Handwerkern, müssen dennoch vor einem Beschluss keine Vergleichsangebote eingeholt 
werden. Das gilt nicht nur dann, wenn nach der entsprechenden Gebührenordnung abgerechnet 
wird, sondern auch, wenn eine Honorarvereinbarung getroffen wird. Anders als Handwerker 
schulden Anwälte oder Gutachter keinen Erfolg, sondern eine ergebnisoffene Dienstleistung. 
Auch die fachliche Qualifikation kann in einem Angebotsvergleich gar nicht beurteilt werden.  

BGH, Urteil v. 18.07.2025, V ZR 76/24 in NZM 2025, 874 

 Sonderumlage trotz ungültigem Sanierungsbeschluss zu zahlen 

Eine Gemeinschaft beschloss in zwei getrennten Beschlüssen ein Dach zu sanieren und die 
Kosten hierfür über eine Sonderumlage zu finanzieren. Der Beschluss über die Sanierung wurde 
angefochten und für ungültig erklärt. Offenbar ging der Anfechtende davon aus, dass sich damit 
auch der Beschluss über die Sonderumlage erledigt hätte.  

Mitnichten, entschied der Bundesgerichtshof. Die Pflicht zur Leistung der Sonderumlage ist 
bestandskräftig geworden. Daher ist die Sonderumlage auch zu zahlen. Die Gemeinschaft müsse 
das Geld auch nicht unbedingt zurückzahlen, sondern könnte es auch für andere Zwecke 
verwenden.  

BGH, Beschluss v. 05.06.2025, V ZR 232/24 in NZM 2025, 817 

 Anbringung von Bodenschwellen auf einem Geh- und Fahrtrecht 

Dass man über ein fremdes Grundstück dauerhaft fahren oder gehen darf, wird in der Regel als 
sogenannte Grunddienstbarkeit im Grundbuch eingetragen sein. Dennoch darf der 
Grundstückseigentümer über sein Grundstück weiterhin nach seinem Gusto verfügen, solange 
dadurch das Wegerecht nicht mehr als nur unerheblich beeinträchtigt wird. 

Hier hatte der Eigentümer nach 20 Jahren erstmals rot-weiße Straßenschwellen anbringen lassen, 
um Raser auf dem Weg zu einer Reduzierung des Tempos anzuhalten. Das ist zulässig, teilte das 
Kammergericht Berlin mit. Wenn in der Bewilligungsurkunde zur Dienstbarkeit keine 
Anforderungen an die Qualität des Weges festgelegt sind, hat der Berechtigte keinen Anspruch 
auf eine vollkommen ebene Zufahrt. 

Die Bodenschwellen können auch ohne Probleme durch Rettungsdienste oder Personen mit 
Rollstühlen oder Rollatoren überwunden werden. 

KG, Hinweisbeschluss v. 14.03.2025, 21 U 202/24 
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 Ausbau des Kellers: Trennung zwischen baulicher Veränderung und 
späterer Nutzung 

Einer Wohnung war in der Teilungserklärung als Sondernutzungsrecht ein “Kellerraum” 
zugewiesen. In diesem hat der Eigentümer einige bauliche Veränderungen vorgenommen, wie 
den Einbau einer Toilette (überraschenderweise laut Betonung des Gerichts sogar mit Anschluss 
an die Frischwasser- und Abwasserleitung, man höre und staune!), Dusche, Kabelanschluss und 
Heizkörpern. Nachdem der Eigentümer hier eigenmächtig gehandelt hatte, gestattete die WEG 
ihm die Einbauten freundlicherweise nachträglich per Beschluss. 

Ein anderer Eigentümer erhob Anfechtungsklage, die jedoch abgewiesen wurde. Zwar hatte der 
Eigentümer durch die baulichen Veränderungen nun theoretisch sogar die Möglichkeit, die 
Räumlichkeiten entgegen der in der Teilungserklärung festgelegten Zweckbestimmung nicht nur 
als Kellerraum, sondern auch als Wohnraum zu nutzen. Das macht den Beschluss über die 
bauliche Veränderung nach Ansicht des Bundesgerichtshofs aber noch nicht anfechtbar, wenn 
auch die nach der Vereinbarung zulässige Nutzung als Kellerraum weiterhin möglich bleibt. Nur 
zur Abrundung: Ausdrücklich nicht geäußert hat sich der Bundesgerichtshof für den Fall, dass 
eine Nutzung als Keller gar nicht mehr ginge. 

Für die Nutzung ist immer entscheidend, dass sie nicht mehr stört, als die in der 
Teilungserklärung vorgesehene Zweckbestimmung. Der Bundesgerichtshof führt das in dem 
Urteil dann auch schön aus: Zweckbestimmung Keller – Nutzung als Wohnung: Unzulässig. 
Zweckbestimmung Keller – Nutzung als Hobbyraum: Zulässig, wenn die Nutzung als 
Hobbyraum nicht mehr stört als die Kellernutzung. Zweckbestimmung Hobbyraum - Nutzung 
als Wohnung: Unzulässig. 

Eine (tatsächliche) Nutzung der Kellerräume zu Wohnzwecken wäre also unzulässig. Da hier 
mit den Einbauten der Raum aber theoretisch auch nur als Hobbyraum genutzt werden hätte 
können, also noch keine tatsächliche Nutzung als Wohnung feststand, war das noch nicht 
relevant. 

Das oberste Zivilgericht trennt also klar zwischen der baulichen Veränderung und der späteren 
Nutzung, eine Tendenz, die sich auch schon in anderen aktuellen Entscheidungen gezeigt hat. 

BGH, Urteil v. 10.10.2025, V ZR 192/24 in NZM 2025, 986 

 Kostentragung für die Erhaltung von Fenstern auch bei ursprünglichen 
Baumängeln 

In einer Teilungserklärung stand “Jeder Sondereigentümer trägt die Kosten für die 
Instandhaltung und Instandsetzung seines Sondereigentums sowie folgender Gebäudeteile, 
gleichgültig, ob es sich dabei um Sonder- oder Gemeinschaftseigentum handelt: … 
Fensterstöcke, Fensterrahmen und Fensterscheiben”. Im Streit stand hier nun, ob hier zwischen 
anfänglichen Mängeln zu trennen ist, die noch der Bauträger verursacht hat und solchen, die erst 
später im laufenden Betrieb entstanden sind. 

Der Bundesgerichtshof entschied nun, dass hier nicht zu trennen ist. Die Regelung bezieht sich 
auf beides. 

BGH, Urteil v. 23.05.2005, V ZR 36/24 in NZM 2025, 878 
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 Weiter Spielraum bei Wirtschaftsplan und Rücklagenzufuhr 

Der Wirtschaftsplan ist höher als der Letzte! Die Rücklagenzufuhr reicht doch aus, wir brauchen 
keine Erhöhung! Derartige Aussagen gibt es immer wieder. Die Eigentümergemeinschaft ist 
aber nicht verpflichtet, auf Kante zu nähen, sie hat auch das Recht, Puffer vorzusehen. Was 
vorausschauende Verwalter ohnehin wissen, hat nun der Bundesgerichtshof bestätigt. Sowohl 
hinsichtlich der in den Wirtschaftsplan einzustellenden Positionen als auch hinsichtlich deren 
Höhe besteht ein weites Ermessen.  

In Bezug auf die Erhaltungsrücklage betont der Bundesgerichtshof, dass § 19 Abs. 2 Ziffer 4 des 
Wohnungseigentumsgesetzes eine Pflicht der Eigentümergemeinschaft normiert, eine 
angemessene Erhaltungsrücklage anzusammeln. Hierfür ist nach Auffassung der Bundesrichter 
nicht einmal erforderlich, dass schon ein konkreter Reparaturbedarf besteht. 

BGH, Urteil v. 26.09.2025, V ZR 108/24 in NZM 2025, 961 

 Haftung eines faktischen Verwalters 

Üblicherweise wird ein Verwalter in einer Eigentümerversammlung bestellt und ein 
Verwaltervertrag zwischen ihm und der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer abgeschlossen. 
Nach fünf Jahren erfolgt dann eine Neubestellung und eine Verlängerung des Verwaltervertrags. 

Nicht so in dem hier entschiedenen Fall. Hier war der Verwalter zwar einmal bestellt worden, es 
erfolgte jedoch nach Ablauf der Verwalterzeit gerade keine Verlängerung. Der Verwalter führte 
die Verwaltung dennoch fort. Damit ist er ein sogenannter faktischer Verwalter gewesen. Der 
Bundesgerichtshof entschied nun, dass er die gleichen Pflichten hat, wie ein normal bestellter 
Verwalter. 

Da der faktische Verwalter hier vom Gemeinschaftskonto unberechtigt Gelder für die Pflege 
eines Nachbargrundstücks überwiesen hatte, haftete er der Gemeinschaft auf Schadensersatz. 

BGH, Urteil v. 30.01.2026, V ZR 76/25 

 Auch anfängliche Mängel sind Instandsetzung 

In dieser Entscheidung klärte der Bundesgerichtshof eine seit langem umstrittene Frage. In 
Gemeinschaftsordnungen finden sich oft Regelungen, dass die Kosten der Instandhaltung und 
Instandsetzung (oder wie man seit 2020 sagt, der Erhaltung) von näher aufgezählten 
Gebäudeteilen beim Sondereigentümer liegen. Diese lauten dann zum Beispiel so: „Jeder 
Sondereigentümer trägt die Kosten für die Instandhaltung und Instandsetzung seines 
Sondereigentums, sowie folgender Gebäudeteile, gleichgültig, ob es sich dabei um Sonder- oder 
Gemeinschaftseigentum handelt …“  

Eine sehr große Zahl von Juristen war der Meinung, dass Voraussetzung für eine Instandsetzung 
oder Instandhaltung wäre, dass das Gebäudeteil zuvor überhaupt erst mal ordnungsgemäß 
hergestellt wurde. Das ist ja eigentlich auch nachvollziehbar. Auch Fortbildung setzt ja zuerst 
mal Bildung voraus. 

Die Karlsruher Richterelite war hier jedoch anderer Auffassung. Instandsetzung sei begrifflich 
weit zu verstehen. Auch die Beseitigung schon von Anfang an bestehender Mängel sei davon 
umfasst. Der Gedanke einer Regelung wie der oben genannten sei es, dass der Sondereigentümer 
für bestimmte Gebäudeteile, bei denen auch er in der Regel den größten Nutzen hat, selbst 
verantwortlich ist. Außerdem wäre es schwer, die Grenze zwischen anfänglich aufgetretenen 
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und erst später entstandenen Mängeln zu ziehen. Vielleicht hat ja erst die Nutzung den Mangel 
hervorgerufen oder auch nur verstärkt. 

BGH, Urteil v. 23.05.2025, V ZR 36/24 

 Heckenabstand bei unterschiedlichen Grundstücksniveaus 

Im Bayerischen Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch, dem AGBGB, ist in Art. 47 
der Grenzabstand von Pflanzen geregelt: Der Eigentümer eines Grundstücks kann verlangen, 
dass auf einem Nachbargrundstück Bäume, Sträucher oder Hecken, Weinstöcke oder 
Hopfenstöcke nicht in einer geringeren Entfernung als 0,50 m oder, falls sie über 2 m hoch sind, 
in einer geringeren Entfernung als 2 m von der Grenze seines Grundstücks gehalten werden. Das 
Ganze wird dann sogar noch detaillierter in Art. 49 normiert. Denn von wo aus misst man? Der 
Abstand wird nach diesem Artikel von der Mitte des Stammes an der Stelle, an der dieser aus 
dem Boden hervortritt, bei Sträuchern und Hecken von der Mitte der zunächst an der Grenze 
befindlichen Triebe, bei Hopfenstöcken von der Hopfenstange oder dem Steigdraht ab 
gemessen. 

Wer denkt, dass das nun genau genug war, fehlt bei weitem. Schließlich ist hier nur der 
horizontale Abstand geregelt. Wie aber sieht es mit dem Vertikalen aus, wenn ein Grundstück 
höher ist als das Andere? Diese Frage hatte der Bundesgerichtshof zum Teil schon 2017 
entschieden (und wie es leider üblich ist den anderen Teil offengelassen). Wird ein tiefer 
gelegenes Grundstück bepflanzt, ist die Höhe vom höheren Geländeniveau des 
Nachbargrundstücks zu messen (BGH, Urteil v. 02.06.2017, V ZR 230/16). Geschlagene 9 Jahre 
mussten wir nun warten, bis sich der Bundesgerichtshof endlich zu einer Stellungnahme für die 
andere Fallgestaltung bei Bäumen und Sträuchern bequemt hat. Wenn das bepflanzte 
Grundstück höher liegt als das Nachbargrundstück, ist das höhere entscheidend. 

BGH, Urteil v. 27.06.2025, V ZR 180/24 

III. Mietrecht 

 Eigenbedarf einer Einzelperson bei 200 qm - Wohnung 

Geht das denn? Ja, es ginge, wenn der Eigentümer hier nicht einen Fehler gemacht hätte. Ein 
Künstler war Eigentümer einer 200 qm – Wohnung mit 6,5 Zimmern. Er kündigte wegen 
Eigenbedarf und gab an, dass er Sammler sei und die Wohnung zwar als Einzelperson nutzen 
wolle, aber eines der Zimmer als Esszimmer, eines als Wohnzimmer, eines als Atelier, ein 
weiteres als Archiv und ein anderes für seine Grafikschränke. 

Wie das Gericht auch betont, müssen Gerichte grundsätzlich die Entscheidung des Eigentümers 
über seinen Wohnbedarf respektieren und dürfen ihm nicht fremde Vorstellungen über 
angemessenes Wohnen und seine weitere Lebensplanung aufdrängen. Eine 
Angemessenheitsprüfung durch das Gericht darf daher nicht stattfinden.  

Hier hatte der Eigentümer lediglich den Fehler gemacht, dass er für 1,5 Räume keine 
Verwendung hatte. Das legte ihm das Gericht dann zur Last und ging deswegen dann doch von 
überhöhtem Wohnbedarf aus. Hätte er also diese Räume auch noch irgendwie von der Nutzung 
rechtfertigen können, wäre die Entscheidung wohl anders ausgegangen. 

LG Köln, Urteil v. 10.07.2025, 1 S 141/24 



P A U K N E R & W O L F  

IMMOBILIENVERWALTUNGS GMBH 

8 

 Kündigung erst nach Eigentumsübergang möglich 

§ 573 a BGB regelt, dass ein Mietverhältnis über eine Wohnung unter zwei Voraussetzungen 
vom Vermieter ohne berechtigtes Interesse gekündigt werden darf. Das Gebäude darf nicht mehr 
als zwei Wohnungen haben und der Vermieter muss eine davon selbst bewohnen. Das betrifft 
nicht nur Fälle, in denen der Eigentümer des gesamten Gebäudes in einer der Wohnungen wohnt, 
sondern zum Beispiel auch Konstellationen, in denen das Haus an einen der beiden dort schon 
wohnenden Mieter verkauft wurde, der dann den anderen Mieter hinauskündigen möchte.  

Hier ist aber zu beachten, dass die Kündigung erst ausgesprochen werden kann, wenn der neue 
Eigentümer auch im Grundbuch eingetragen ist. Denn erst dann geht der Mietvertrag kraft 
Gesetzes auf ihn über. Eine Kündigungsvollmacht des alten Eigentümers im Notarvertrag reicht 
nicht aus. Diese hätte sich nämlich nur auf ein Kündigungsrecht der alten Eigentümer bezogen, 
die aber keines hatten, weil sie ja nicht mehr im Haus wohnten. 

LG Krefeld, Urteil v. 15.10.2025, 2 S 14/25 

IV. Feedback 

Teilen Sie gerne Ihre Meinung über uns: Bitte hinterlassen Sie uns eine Google-Rezension 
über folgenden Link: https://g.page/r/CSRqJOJ1sTTeEB0/review

Und gibt es Themen, die Sie gerne im Rundbrief behandelt hätten? Wenn ja können Sie uns gerne 
eine Mail an recht@paukner.com senden!

V. Übersicht Verzugszinsen  

Der Verzugszins in Mietverträgen beträgt oft nach der gesetzlichen Regelung für Verbraucher 5 
Prozentpunkte über dem Basiszins (nach § 247 BGB). Er kann sich halbjährlich ändern. Zum 
01.01.2024 stieg der Verzugszins von 8,12 % auf 8,62 %, zum 01.07.2024 verringerte er sich 
dann wieder auf 8,37 % und zum 01.01.2025 noch einmal deutlich auf 7,27 %, dann zum 
01.07.2025 sogar auf 6,27 %. Zum 01.01.2026 blieb er unverändert.
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